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u Hiebei befolgen wir einen beſonderen Zweck. 
a ee Wir glauben, daß dem unbefangenen Beobachter eine höchſt 
Jar ee eee 8 dem öſterreichtſchen Gemein derechte. ejgenthümliche Thatſache in die Augen ſpringen muß, die gebieteriſch 
1 ee: darnach drängt, ihrem Grunde nackzuforſchen. Es iſt die Thatſache, 
Miteihef kungen an e nnen 1 daß bei dem Umſtande, als das öffentliche Recht ſeit dem Jahre 1848 
Die Entſcheidung ee 10 e von Gemarkungen zwiſchen und neuerdings fett dem Anfange der 1860er Jahre bei uns in 
i 2 po U 8 U 8 r „ v 1 „ 9 ' 742 
enen eee e Oeſterreich eine fo prädominirende Rolle erlangt hat, daß die politiſchen 
Grenze zwiſchen der Competenz der Gerichts: und Finanzbehörden in Steuerſachen. Fl 18 ; { R ir 17565 
Die Beſchränknng bezüglich der Eeentionsfihr 5 Penſt a ‚| Sluthen bis in das letzte Bauerndorf hinau- und hineinbranden, trotz 
ie Beſchränkung bezüglich der Executionsführung auf Penſionen öffentlicher Beam lled die Miffenichaft des iti 1 2 € 0 5 
ten erſtreckt ſich nicht auf Alimentationsanſprüche der Gattin und Kinder der⸗ alle A u Wiſſenſ haf ws poſi wen öffentlichen Rechtes eine höchſt 
ſelben. (Pfd. vom 19. April 1799, Nr. 467 J. G. S.) klägliche Rolle ſpielt. Die juriſtiſche Durchbildung des beſtehenden 
Bei Specialgeſetzen haben im Falle des Abganges beſonderer Beſtimmungen die Friſten öffentlichen Rechtes nimmt lange noch nicht eine ebenbürtige Stellung 
der a. (5. O. Anwendung zu finden. Interpretation des § 46 des böhmiſchen neben der des Privatrechtes ein, und doch liegt hier ein Materiale 


Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866, Nr. 49 L. G. Bl. von überaus großem Umfange vor, das dem juriſtiſchen Scharfſinne 
Verordnung. eine ungemeſſene Fülle von zu löſenden Aufgaben gibt. Der Grund 
Perſonalien. hievon iſt bald gefunden, er liegt vornehmlich in der Verquickung 
Erledigungen der rechtſprechenden mit der adminiſtrativen Thätigkeit, auf dem 


mr - Gebiete des öffentlichen Rechtes. Jede Vereinigung weſentlich ver— 

ſchiedener Functionen in Einem Organe rächt ſich. Die Adminiſtration 

Juriſtiſch-Ca niſtiſches aug öſterreichi ge- verliert an Energie und Raſchheit, die ihr Lebensmark find, die 
Zuriſtiſch-Cacuiſtiſches aus dem öſterreichiſchen Ge e und n rande 

meinderechte. Noch weiter geht aber dann das Vorurtheil gegen die Letztere, 

Gon EU, Dr, dadelf Kop in ra die öffentliche Meinung beharrt in dem Glauben, daß bei admini⸗ 

r ek een e ſtrativen Organen überhaupt von einer Rechtſprechung nicht die Rede 

„Die Grundfeſte des freien Staates iſt die freie Gemeinde“. ſein könne. Wozu alle wiſſenſchaftliche Vorbildung, wozu aller juri⸗ 

Wer da glaubt ein Citat aus der Rede eines begeiſterten Volksredners ſtiſcher Verſtand, wenn in letzter Linie doch nur nach Rückſichten der 

zu hören, der irrt. Einen Geſetzesartikel haben wir vor uns, freilich Zweckmaͤßigkeit vorgegangen werde? Daher auch die ſtiefmütterliche 

aus dem Jahre 1849, in welchem der Schwung revolutionärer Be⸗ Behandlung des poſitiven öffentlichen Rechtes auf den Hochſchulen 

geiſterung ſogar Geſetze beleckte. Wer möchte heutzutage ſich nicht zu und die einen vollen Anachronismus darſtellende Beſchaffenheit unſerer 

dieſem Artikel bekennen? Aber im Grunde ihres Herzens mögen ihn theoretiſchen Staatsprüfungen. Für Gerichts- wie adminiſtrative Beamte 

nur wenig Auserleſene. Die Bureaukratie gewiß nicht, dieſe empfindet beſteht die gleiche Ordnung der theoretiſchen Staatsprüfungen; aber 

immer ein wenig Schadenfreude, wenn es heißt, die Autonomie 5 während das geſammte poſitive Privat: und Strafrecht zum Gegenſtande 

| 


nichts. Das liberale Bürgerthum, welches die Nevolution von 1848 | dieier Prüfungen gehört und der zukünftige Adminiſtrativbeamte auf 
gemacht, den oben citirten Satz geſchaffen hat? Auch dieſes nicht. dieſe Art genöthigt wird, ſich auf gleiche Weiſe mit Dingen zu zer⸗ 
Dieſes promulgirt den Satz etwa folgendermaßen: „Die Grundfeſte des martern, welche in ihrem ſtrengen Poſitivismus ihm, beiſpielsweiſe 
freien Staates iſt die freie Stadtgemeinde“. Und endlich die reactionären | wie die Civilproceßordnung, zu nichts nütze find, bildet das poſitive 
Landbewohner wünſchen nicht die Freiheit für „die gottloſen Städte, öffentliche Recht überhaupt keinen Gegenſtand dieſer Prüfungen und 
die fi vom Schweiße des Bauern nähren“. Politiſche Fragen, und ginge ganz leer aus, wenn nicht die Statiſtik — ! — es hie und da 
darum die Geſetzgebungs fragen And eben Machtfragen, und nur unter ihre Fittige nähme. g 
durch ſtarke Compromiſſe beſchnitten friſtet das Richtige ſeine Eriſtenz Seitdem unſere Univerſitäten von Tag zu Tag mehr Staats⸗ 
im Kampfe um die Macht. anſtalten werden — ob dies zu billigen oder zu beklagen ſei, bleibe 
Wenn wir daher auch den Fortſchritt anerkennen, welcher in hier unerörtert — haben ſie neben ihrem Hauptzwecke, der Pflege 
den Geſetzen vom 17. März 1849 und vom 5. März 1862 liegt, der Wiſſenſchaft, auch den Zweck zu erfüllen, Staatsdiener für ihren 
fo wiſſen wir doch ſehr wohl, daß ſie die Bourgeoiſie geſchaffen, und | Beruf wiſſenſchaftlich heranzubilden, für den Gerichtsdienſt Gerichts: 
wenn wir auch nicht anerkennen, daß die freie und ſelbſtſtändige Land⸗ beamte, für den Adminiſtrativdienſt Adminiſtrativ-, und nicht wiederum 
gemeinde durch ſie eine Wahrheit geworden iſt, ſo freuen wir uns Gerichtsbeamte. Auch der ſchlichteſte Mann des Volkes wird nicht, 
doch des Guten, wenn es auch nicht das Beffere und Beſte iſt. Dies wenn er zur Beſtellung ſeines Gartens einen Gärtner aufnimmt, 
gibt uns Luſt und Liebe, uns mit dem öſterreichiſchen Gemeindegeſetze die Beſtellung ſeiner Ackerfelder hinwiederum einem anderen Gärtner 
auch de lege lata zu beſchäftigen und zwar in juriſtiſch⸗cafuiſtiſcher übertragen. Mit dem Augenblicke, als die Trennung der Juſtiz von 
Weiſe. f der Adminiſtrative ausgeſprochen war, war auch eine Trennung der 


theoretiſchen Staatsprüfungen unabweisbar geworden. Inf 
die Univerſitäten Vorbereitungsſchulen für den Staatsdienſt ſind, iſt 
die gleiche Pflege und Behandlung des pofitiven öffentlichen Rechtes, 
wie des Privat⸗ und Strafrechtes au denſelben unbedingt geboten 
und es bleibt in dieſer Richtung unendlich viel nachzuholen. Inſoferne 
ſie dagegen Stätten der Wiſſenſchaft ſind, behalten allerdings jene 
Recht, welche ſagen, daß eine Wiſſenſchaft erſt exiſtiren müſſe, bevor 
ſie den Anſpruch auf ihre Pflege erheben könne. 

Dieſe Blätter haben es ſich ſeit ihrem Beſtande zue Aufgabe 
gemacht, das öſterreichiſche öffentliche Recht wiſſenſchaftlich zu bearbeiten, 
und wir heben nur insbeſondere die Arbeiten des Freiherrn Ernſt v. Exterde 
hervor, die auch dem Vorurtheilserfüllteſten zeigen, wie das poſitive 
öffentliche Recht die Anwendung juriſtiſchen Scharfſinns verträgt und 
lohnt. Auch Schreiber dieſes möchte nach ſeinen ſchwachen Kräften den 
juriſtiſchen Geiſt und die caſuiſtiſche Dialektik, die er auf den Unt: 
verſitätsbänken in romano et canonico erſeſſen, auf das öſterreichiſche 
Recht anwenden und dadurch den Verſuch machen, beizutragen, daß 
auch die Wiſſenſchaft dieſes Rechtes ihre volle Exiſtenzberechtigung 
neben anderen erweiſe 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung von Streitigkeiten über die Begrenzung von 
Gemarkungen zwiſchen Gemeinden ſteht der politiſchen Staatsbe⸗ 
hörde zu. 

Aus Anlaß einer Heimatrechtsverhandlung ergab ſich zwiſchen 
den Gemeinden St. V. und H. in Tirol eine Differenz über die 
Frage, ob der R- dl Bach die factiſch beſtehende Grenze zwiſchen 
beiden Gemeinden bilde oder nicht? Nachdem kein Vergleich zu er— 
zielen war, legte der Bezirkshauptmann die Angelegenheit dem Tiroler 
Landesausſchuſſe zur Entſcheidung nach § 5 der Gemeindeordnung 
vor. Der Landesausſchuß entſchie d, daß er auf Grund der Er 
klärung der Gemeinde St. V. auf eine Grenzregulirung von Amts⸗ 
wegen nicht einzugehen finde, ſondern daß es bei der bisherigen nach 
dem Grenzbeſchreibungsprotokolle vom Jahre 1858 feſtgeſetzten Grenze 
zwiſchen H. und St. V. zu verbleiben haben. Auf Grund dieſer 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes erkannte nun der Bezirkshaupt— 
mann über das zwiſchen beiden Gemeinden ſtreitige Heimatrecht der 
Familie Sch., gegen welche Entſcheidung die Gemeinde H. an die 
Statthalterei recurrirte. 

Die Statthalterei, welche erſt anläßlich dieſes Heimatrechts⸗ 
Recurſes von der gedachten Grenzregulirungs-Entſcheidung des Landes⸗ 
ausſchuſſes Kenntniß bekam, hielt nun dem Landesausſchuſſe entgegen 
daß die Entſcheidung über Streitigkeiten wegen Gemarkung von Ge= 
meinden im Sinne der Mirniſterialverordnung vom 24. März 1860, 
R. G. Bl. Nr. 80 dem Bezirksamte und in höherer Inſtanz der 
Statthalterei und dem Miniſterium des Innern zuſtehe. Eine Inge— 
renz der autonomen Organe hätte aber nur dann ſtattzufinden, wenn 
nach § 5 der Gemeindeordnung die Ortsgemeindegrenzen geändert 
werden ſollen und dann nur im Einvernehmen mit der Statthalterei. 
Um eine ſolche Aenderung im Sinne des bezogenen § 5 Gem.-Ord. 
handle es ſich aber nicht. Die Statthalterei erhob auch Einwendungen 
gegen die Entſcheidung des Landesausſchuſſes in meritoriſcher Hinſicht. 

Hierüber entgegnete der Landesausſchuß, daß zu dem im § 5 
G. O. den autonomen Organen zugewieſenen Wirkungskreiſe auch die 
Frage über die Feſtſtellung der Grenzmarkung einer Gemeinde gehöre. 
Eutſtehe ein Zweifel über eine Gemeindegrenzmarkung, ſo ſei die 
ſtreitige Grenze feſtzuſtellen, wobei nicht ſelten Aenderungen in den 
bisherigen Gemeindegrenzen ſich ergeben werden. Der angeregte Unter— 
ſchied, daß die Frage über die Entſcheidung von Grenzmarkendiffe— 
renzen zum Wirkungskreiſe der Staatsbehörden, hingegen die Frage 
über Aenderungen einer Ortsgrenze zum Wirkungskreiſe der autonomen 
Landesorgane gehöre, ſei nicht recht denkbar und ſcheine ein ſolcher im 
Geſetze nicht begründet zu ſein. Uebrigens ſeien mit der Wirkſamkeit 
des Gemeindegeſetzes alle anderen darauf bezüglichen, mit denſelben 
nicht im Einklunge ſtehenden Verordnungen und Geſetze außer Kraft 
eſetzt. 
kin Die Statthalterei legte hierauf die Angelegenheit dem Miniſte— 
rium des Innern zur Beſchlußfaſſung vor, welches unterm 14. Juni 
1874, 3. 8305 in nachſtehender Weiſe entſchieden hat: „Nach § 5 
der tirol. Gemeindeordnung iſt zu Aenderungen in den Grenzen von 
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oferne daher] Ortsgemeinden nebſt der Erklärung der Statthalterei, 
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er q daß dagegen 
aus öffentlichen Rückſichten kein Anſtand obwaltet, die Bewilligung 
des Landtages oder des Landesausſchuſſes erforderlich. Dieſe Beſtim⸗ 
mung paßt ihrem Wortlaute nach nur auf Fälle, in welchen die Aen— 
derung von den dabei betheiligten Gemeinden gewünſcht wird; ſie 
findet aber keine Anwendung, wenn, wie im vorliegenden Falle, über 
die Begrenzung der Gemarkungen zwiſchen den Gemeinden Streitig— 
keiten beftehen, da in einem ſolchen Falle nicht von einer Bewilligung, 
ſondern nur von einer Entſcheidung der gegenſeitigen, collidirenden 
Anſprüche die Rede ſein kann, welche Entſcheidung auf Grund der 
Miniſterialverordnungen vom 19. Jänner 1853, B $ 30 (R. G. Bl. 
Nr. 10) und vom 24 März 1860 (R. G. Bl. Nr. 80), dann des 
Geſetzes vom 19. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 44) den politiſchen 
Behörden überwieſen erſcheint. Das Miniſterium des Innern findet 
daher in Gemäßheit des § 97 der G. O. auszuſprechen, daß die 
zwiſchen den Gemeinden St. V. und H. bezüglich der Gemarkung 
ihrer Grenzen behängende Streitigkeit im Wege der politiſchen Be⸗ 
hörde zu entſcheiden iſt“. H 


Grenze zwiſchen der Competenz der Gerichts- und Finanzbehörden 
in Steuerſachen. 

Die landwirthſchaftliche Creditbank für Böhmen belangte bei 
dem Landesgerichte in Prag das k. k. Finanzärar und die Concurs— 
maſſe der Actienzuckerfabrik in Joſefſtadt auf Zahlung von 2170 fl. 
88 kr. und 6862 fl. 68 kr. ſammt Nebengebühren als ein in Folge 
der eingetretenen Betriebsſtillſtände ſich ergebendes Uebermaß der von 
Seiten der Klägerin Namens der erwähnten Zuckerfabriks-Actien⸗ 
geſellſchaft für die Monate December 1871, Jänner und Februar 
1872 gezahlten Zuckerrüben-Steuer. Die Klage wurde vom k. k. 
Landesgerichte am 20. September 1873, Z. 23.940, regelmäßig ver⸗ 
beſchieden. 

Gegen dieſen Beſcheid recurrirte die k. k. Finanzprocuratur 
einverſtändlich mit dem k. k. Notar Johann Heindl als Concurs— 
maſſeverwalter der Actienzuckerfabrik und bat um deſſen Abänderung, 
weil die Entſcheidung der den Klageanſpruch bedingenden Vorfrage 
— des Rechtsgrundes der Klage — ob die wegen der Betriebs— 
ſtillſtände einer verzehrungsſteuerpflichtigen Unternehmung bewilligte 
Steuerrückvergütung dem Steuerpflichtigen oder Demjenigen gebühre, 
welcher im Sinne des Geſetzes vom 26. Jänner 1868, Nr. 73 
R. G. Bl., die Steuerzahlung als Bürge und Zahler mittelſt Wechſels 
auf ſich genommen und die Steuer auch wirklich geleiſtet hat, nicht 
den Gerichten, ſondern nur den betreffenden Adminiſtrativbehörden zuſtehe. 

Mit Verordnung vom 28. October 1873, Z. 33.672, hat das 
k. k. böhmiſche Oberlandesgericht in Erwägung, daß nach der in der 
Klage geſtellten Schlußbitte die Zahlung des Betrages per 2170 fl. 
88 kr. gegenüber dem hohen Aerar als Rückvergütung einer bezahlten 
Steuer in Anſpruch genommen wird; daß, ſowie die Pflicht zur 
Steuerleiſtung auch die Frage über eine Steuerrückvergütung nicht in 
das Gebiet des Privaf rechtes, ſondern in jenes des öffentlichen Rechtes 
fällt und daher die Entſcheidung hierüber gemäß $$ 1 und 20 
a. b. G. B. nicht den Gerichten, ſondern der ſtaatlichen Finanzbehörde 
zukommt; in Erwägung, daß, nachdem über den obigen Anſpruch 
überhaupt ein gerichtliches Verfahren nicht Statt hat, auch bezüglich 
des im Abſatze 2 der Klageſchlußbitte gegen die Concursmaſſe der 
Joſefſtädter Actienzuckerfabrik geſtellten Begehrens die Competenz des 
k. k. Landesgerichtes entfällt, da ſie eben nur auf die Streitgenoſſenſchaft 
gegründet wird, bei Wegfall derfelben aber der diesfällige Anſpruch 
nach § 138 der C. O. zur Austragung vor das Goncuregericht 
gehört — den angefochtenen Beſcheid abzuändern und die Klage der 
Creditkank für Böhmen gemäß § 1 der Civiljurisdictionenorm vom 
20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl., wegen obwaltender In— 
competenz, und zwar bezüglich des Abſatzes 1 das Klagebegehren 
wegen allgemeiner Incompetenz der Gerichte überhaupt, bezüglich des 
Abſatzes 2 aber wegen der beſonderen Incompetenz des k. k. Landes⸗ 
gerichtes in Prag zurückzuweiſen befunden. 

In den Reviſionsrecurſe machte die Klägerin geltend, es gehe 
aus der Klage hervor, daß die Zuckerrüben⸗Steuer dem Aerar nicht 
von der Joſephſtädter Zuckerfabrick, ſondern von der landwirthſchaft⸗ 
lichen Creditbank bezahlt, und daß von der Finanzbehörde die Rück⸗ 
vergütung der zu viel bezahlten Steuer bewilligt worden iſt. Die 


Creditbank, die keine Steuer ſchuldete, hat privatrechtlich deren Be⸗ 
zahlung auf ſich genommen, indem ſie ſich dem Aerar gegenüber für 
dieſe Steuer wechſelmäßig verpflichtete. Das Aerar, die Bürgſchaft 
annehmend, ſchloß mit der Bank einen nach dem Privatrechte zu be⸗ 
urtheilenden Bürgſchaftsvertrag; die Reſtitutionspflicht bezüglich des 
zu viel bezahlten Betrages iſt eine civilrechtliche. Es wird daher um 
Beſtätigung der erſtrichterlichen Erledigung gebeten. 

Mit Entſcheidung vom 13. Jänner 1874, Z. 289, hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof, dem Reviſionsrecurſe ftattgebend, den erſt⸗ 
richterlichen Beſcheid beſtätigt, weil es ſich in dem vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreite nicht um die Frage handelt, ob und welche Rückvergütung von 
dem k. k. Staatsärar auf die an dasſelbe entrichtete Rübenſteuer zu 
leiſten ſei, worüber allerdings den Gerichten eine Entſcheidung nicht 
zuftände, ſondern mit der vorliegenden Klage auf Grund eines pri- 
vatrechtlichen Titels der Anſpruch auf einen von der k. k. Finanz⸗ 
behörde bereits bewilligten, angewieſenen, in die gerichtliche Verwah⸗ 
rung erlegten, theilweiſe jedoch wieder ausgefolgten Rückvergütungs⸗ 
betrag geltend gemacht wird, über welchen civilrechtlichen Anſpruch 
auch nur im Civilrechtswege zu entſcheiden iſt. Juriſt. Bl. 


Die Beſchränkung bezüglich der Executionsführung auf Penſionen 
öffentlicher Beamten erſtreckt ſich nicht auf Alimentationsanſprüche 
der Gattin und Kinder derſelben. (Hofdeeret vom 19. April 1799, 
Nr. 467 J. G. S.) 

In dem Eheſcheidungsproceſſe des Adolf A. gegen Chriſtine 
A. wurde mit obergerichtlichem Erkenntniſſe vom 10. November 1873 
die von Chriſtine A. angeſprochene Alimentation von 40 kr. täglich 
ſeit 23. Juni 1873 und weiter in monatlichen Anticipatraten pr. 
12 fl. dem Adolf A. als Ehegatten zur Zahlung auferlegt. Hiegegen 
brachte der ſachfällige Adolf A. den Reviſionsrecurs ein, welcher vor- 
gelegt wurde. Nun verlangte Chriſtine A. im Sinne des § 259 a. 
G. O. Sicherſtellung, eventuell Verbot bezüglich der Penſion des 
Adolf A., welche derſelbe als geweſener Bezirksgerichtekanzliſt in 
monatlichen Raten von circa 23 fl. bei der k. k. Landeshauptcaſſe bezieht. 

Dieſem Einſchreiten zufolge wurde von der erſten Inſtanz auf 
Grund des obergerichtlichen Erkenntniſſes die Pfändung der Hälfte 
der Penſien des Adolf A. zur Sicherſtellung der ſeiner Gattin Chri⸗ 
ſtine A. gebührenden Alimentation von täglichen 40 kr. 6. W. feit 
23. Juni 1873 bis zur Entſcheidung des von Adolf A. gegen Chri— 
ſtine A, anhängig gemachten Eheſcheidungsproceſſes im Sinne des 
5 260, reſp. 259 a. G. O. und nach Maßgabe der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 18. Juli 1859, Nr. 130 R. G. Bl. bewilligt. Die 
Ausdehnung der ſicherſtellungsweiſen Pfändung auf die ganze Penſton 
des Adolf A. wurde im Hinblick auf das Hofdecret vom 16. Jänner 
1786, Nr. 518 und vom 29. März 1833, Nr 2606 J. G. S. 
nicht bewilligt. 

Das Oberlandesgericht hat den Recurs der Klägerin Chriſtine 
A. wegen nicht bewilligter ſicherſtellungsweiſer Pfändung der ganzen 
Penſion des Adolf A. abgewieſen, weil nach Hofdecret vom 16. Jänner 
1786, 3. 518 J. G. S. die Executionsführung auf die Hälfte der 
Penſion beſchränkt wird und das Hofdecret vom 19. November 1799, 
Z. 467 J. G. S. nur von Beſoldungen activer Beamten ſpricht. 

Der oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 26. März 
1874, 3. 2717, dem von der Klägerin gegen dieſe abweisliche ober⸗ 
gerichtliche Erledigung ergriffenen Reviſionsrecurſe ſtattgegeben und 
mit Abänderung der angefochtenen obergerichtlichen Erledigung, ſo wie 
des abweislichen Theiles des erſtrichterlichen Beſcheides die von Chri · 
ſtine A. angeſuchte Pfändung auch der anderen Hälfte der ihrem 
Gatten Adolf A. gehörigen Penſion zur Sicherſtellung des ihr zuge⸗ 
ſtandenen Alimentationsbetrages täglicher 40 kr. ſeit 23. Juni 1873 
80 zur Entſcheidung des anhängigen Eheſcheidungsproceſſes bewilligt 
und den Vollzug durch Verſtändigung der k. k. Landeshauptcaſſe ver⸗ 
ordnet: „weil die anderen Gläubigern gegenüber geſetzlich ausgeſpro⸗ 
chene Beſchränkung, wornach Penſionen nur zur Hälfte in Execution 
gezogen oder mit Verbot belegt werden dürfen, auf die den Gattinnen 
und Kindern des Penſioniſten gerichtlich zuerkannten Alimentations. 
beträge, wie dies bezüglich der Beſoldungen der Beamten in dem 
Hofdecrete vom 19. April 1799, 3. 467 J. G. S u ausdrücklich 
erklärt wurde, keine Anwendung findet“. Ger.⸗Ztg. 
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Bei Specialgeſetzen haben im Falle des Abganges beſonderer Be⸗ 

ſtimmungen die Friſten der a. G. O. Anwendung zu finden. Inter⸗ 

pretation des § 46 des böhm. Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866, 
Nr. 49 L. G. Bl. 


Anton Veith, Domänenbeſitzer in Liboch, bat mittelſt der bei 
dem Bezirksgerichte in Wegſtädtl unterm 21. April 1872, 3. 1397, 
gegen Joſeph Schöbl in Scheleſen überreichten Klage das Begehren 
geſtellt, zu erkennen: der von dem Obmanne des zur Erhebung der 
Wildſchadenerſätze in der Gemeinde Scheleſen nach § 46 des böhm. 
Jagdgeſetzes vom 1. Juni 1866, Nr. 49 L. G. Bl., berufenen 
Schiedsgerichtes gefällte Schiedsſpruch, demgemäß Anton Veith als 
Jagdpächter im Gebiete der Gemeinde Scheleſen ſchuldig erkannt 
worden iſt, dem Joſeph Schöbl 22 Mandel Weizen, 7 Mandel Hafer 
und 1 Mandel Wicken als Erſatz angeblich erlittenen Wildſchadens 
zu entrichten, ſei null und nichtig und Anton Veith nicht ſchuldig, 
den angeführten Schadenerſatz zu leiſten. 

Das k. k. Bezirksgericht in Wegſtädtl hat nach durchgeführter 
Verhandlung dieſes Klagebegehren mit Urtheil vom 5. December 
1872, 3. 4195, unbedingt abgewieſen, weil nach § 274 a. G. O. 
ein Schiedsſpruch nur binnen 14 Tagen nach zugeſtelltem Ausſpruche 
angefochten werden kann, gegen den bereits vom 1. Auguſt 1870 
datirten und noch in dieſem Monate dem Anton Veith zugeſtellten 
Schiedsspruch aber die Ungiltigkeitserklärung erſt mit Klage vom 
21. April 1872 überreicht wurde. 

Das k. k. böhm. Oberlandesgericht hat hingegen über Appella- 
tion des Klägers mit Urtheil vom 30. Juni 1873, Z. 17.026, 
dieſes erſtrichterliche Urtheil nur mit dem Beiſatze beſtätigt, daß Klä⸗ 
ger mit ſeiner Klage dermal abgewieſen werde. Die Gründe gehen 
dahin, daß die Gerichte über Nichtigkeitsbeſchwerden, welche gegen 
einen nach Maßgabe des § 6 des böhm. Jagdgeſetzes erfloſſenen 
Schiedsſpruch gerichtet find, nicht für ſich, ſondern nur rückſichtlich 
einer auf Grund eben dieſes Schiedsſpruches bei einem zuſtändigen 
Gerichte angeſuchten Execution zu entſcheiden haben; der Appellant 
habe aber im Zuge des Verfahrens nicht behauptet, daß deſſen Geg⸗ 
ner bereits die Execution des dermal angefochtenen Schiedsſpruches 
angeſucht hätte, ſomit liege der im § 46 des bezogenen Geſetzes vor⸗ 
geſehene Fall nicht vor; die Vorſchrift des $ 274 a. G. O. könne 
aber hier aus dem Grunde keine Anwendung finden, weil Diele Ge— 
ſetzesſtelle nur jene Schiedsſprüche behandelt, rückſichtlich welcher ſich 
die Parteien im Vorhinein nicht ausdrücklich der Beſchwerdeführung 
begeben haben, in Rückſicht auf die Schiedsſprüche wegen Wildſchäden 
aber das Jagdgeſetz im § 46 eben das Beſchwerderecht der Parteien 
ausdrücklich normirt. 

Ueber Reviſion des Geklagten hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Decret vom 18. November 1873, 3. 10.035, das erſtrichterliche, 
die Klage unbedingt abweiſende Urtheil beſtätigt, aus folgenden 
Gründen: 

Die Frage, ob, wann und mit welchen Rechtsmitteln der im 
Grunde des für Böhmen erfloſſenen Jagdgeſetzes vom Schiedsgerichte 
zu Scheleſen am 1. Auguſt 1870 geichöpfte Schiedsſpruch anfechtbar 
war und noch anfechtbar ſei, kann nicht nach den Vorſchriften des 
27. Cap. der a. G. O. entſchieden werden, weil einerſeits dieſes 
Capitel der a. G. O. nur ron den Ausſprüchen ſolcher Schiedsrichter 
handelt, auf welche ſich die Parteien aus eigenem Antriebe verglichen 
haben, während der hier in Rede ſtehende Schiedsſpruch ein über 
Anordnung des Geſetzes geſchöpfter iſt, und weil andererſeits das oben 
erwähnte Jagdgeſetz gegen einen Schiedsſpruch keine Klage, ſondern 
nur die Nichtigkeitsbeſchwerde zuläßt. Der § 4 des Jagdgeſetzes enthält 
die ausdrückliche Beſtimmung, daß gegen den Ausſpruch dieſes Schieds⸗ 
gerichtes eine Berufung unzuläſſig, dann daß die Erecution des Schieds— 
ſpruches bei dem zuſtändigen Gerichte anzuſuchen iſt, welches vor deren 
Bewilligung über etwa erhobene Nichtigkeitsbeſchwerden wegen Nicht» 
einhaltung der Beſtimmungen dieſes Paragraphen zu entſcheiden hat. 
Wann dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde einzubringen iſt, beſtimmt das Jagd⸗ 
geſetz nicht. Dieſe Beſtimmung, als in den allgemeinen Proceßvor⸗ 
ſchriften ohnehin enthalten, bildet demnach keinen Gegenſtand des 
Jagogeſetzes, ſobald eine von den allgemeinen Proceßvorſchriften ab— 
weichende Normirung dieſer Friſt nicht als nothwendig erkannt wurde. 
Es müſſen daher für dieſe Friſten die Vorſchriften der a. G. O. 
gelten, indem nicht angenommen werden kann und im Geſetze auch 
keine Andeutung dazu vorhanden iſt, daß zu einer ſolchen Nullitäts⸗ 


beſchwerde gar keine beftimmte Friſt zu gelten habe, und ſofort die 
Rechtskraft des Schiedsſpruches ins Unbeſtimmte in der Schwebe 
bleiben ſoll. Hienach ergibt ſich nach §§ 252 und 263 a. G. O., 
daß gegen den Schiedsſpruch binnen 14 Tagen nach deſſen Zuſtellung 
die Nichtigkeitsbeſchwerde anzubringen war, daher von einem Vorbehalte 
einer ſolchen Beſchwerde keine Rede mehr ſein kann. Jur. Bl. 


Verordnung. 

Erlaß des Miniſteriums des Innern ddo. 12. Juli 1874, 3. 10.735 in Betreff 
der Entlohnung der zu ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen verwendeten Chemiker. 

In der Nebenlage wird der k. k. .. . eine Abſchrift der laut Note des 
f. k. Juſtizminiſteriums vom 30. Juni l. J., Z. 6068, an ſämmtliche Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidien ergangenen Weiſung in Betreff der Entlohnung der zu ftrafgericht- 
lichen Unterſuchungen verwendeten Chemiker zur eigenen Wiſſenſchaft und Verſtändi⸗ 
gung der Unterbehörden mitgetheilt. 


Abſchrift eines Schreibens des k. k. Juſtizminiſteriums vom 
30. Juni l. J., 3. 6068, an ſämmtliche k. k. Oberlandesgerichts— 
präſidien. 

Es wird dem löblichen Präſidium nicht entgangen fein, daß die Aufrechnun— 
gen der zu ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen beigezogenen Chemiker häufig eine außer⸗ 
ordentliche Höhe erreichen und daß die Prüfung der Richtigkeit dieſer Rechnungen 
ſelbſt für Sachverſtändige große Schwierigkeiten bietet, weil hinſichtlich der angeblich 
verwendeten Hilfsmittel (chemiſche Reagentien, Geräthe u. A.) in der Regel weder 
die Thatſache der wirklichen Verwendung noch die Nothwendigkeit derſelben nach 
Vorſchrift des $ 384 St. P. O, gehörig nachgewieſen werden kann. 

Der oberſte Sanitätsrath hat in Folge deſſen die pauſchalweiſe Entlohnung 
der Gerichtschemiker und zwar in der Weiſe empfohlen, daß denſelben nach einem 
Tarife über die gewöhnlich vorkommenden Gegenſtände gerichtlich -chemiſcher Unter: 
ſuchungen für jeden ſolchen Fall ein beſtimmter Pauſchalbetrag für Mühe und gehabte 
Auslagen und nebſtdem eine Gebühr von 2 bis 10 fl. für das Gutachten bezahlt 
werden Jollte. 

Zugleich hat der oberſte Sanitätsrath den Entwurf eines ſolchen Tarifes 
vorgelegt, deſſen Anſätze auf den gegenwärtigen Preiſen der chemiſchen Hilfsmittel 
beruhen und ſo beſchaffen ſind, daß ſie durchſchnittlich dem Chemiker eine angemeſſene 
Vergütung für Mühe und Vorauslagen gewähren. 

Das Juſtizminiſterium verkennt nicht, daß durch eine ſolche Pauſchalirung 
den beſtehenden Unzukömmlichkeiten größtentheils vorgebeugt und die Schwierigkeit 
bei der Prüfung der Aufrechnungen beſeitigt würde, ſieht ſich jedoch im Hinblicke auf 
die Beſtimmungen der Strafproceßordnung nicht in der Lage, dieſelbe im Verord— 
nungswege einzuführen. 

Dagegen würde es keinem Anſtande unterliegen, daß mit einzelnen Chemikern 
welche von Seite der Gerichte häufiger für Unterſuchungszwecke in Anſpruch genommen 
werden, die pauſchalweiſe Entlohnung in der angedeuteten Art auf Grund eines 
freien Uebereinkommens bedungen werde, und wird das löbliche Präſidium ermächtigt, 
ſelche Vereinbarungen dort, wo es ſich als zweckmäßig und vortheilhaft darſtellt, ab⸗ 
ſchließen zu laſſen, wobei der mitfolgende Tarif als Baſis zu dienen hätte, deſſen An— 
ſätze als das Höchſtmaß der zu bewilligenden Pauſchalbeträge angeſehen werden müßten. 

Dieſe Beträge umfaſſen die Entlohnung der Chemiker für ihre Mühewaltung 
bei der Uẽterſuchung und die Vergütung der Vorauslagen, worauf bei der Bemeſſung 
der abgeſonderten Gebühr für das Gutachten (§ 384 St. P. O.) Bedacht zu nehmen 
ſein wird, welche nach der Aeußerung des oberſten Sanitätsrathes mit Rückſicht auf 
die Höhe der Tarifſätze den Betrag von 10 fl. nicht zu überſteigen hätte. 

In Fälleu, in welchen ein zweiter Chemiker beigezo en wird, kann demſelben 
nebſt der Gebühr für das Gutachten nach Maßgabe feiner Mitwirkung bei der Unter- 
ſuchung eine Entlohnung bis zur Höhe eines Drittheils des dem erſten Chemiker zu— 
kommenden Pauſchalbetrages bewilligt werden. 

Wo die Pauſchaltrung nicht ftattfindet, iſt lediglich nach den Beftimmungen 
des § 384 St. P. O. vorzugehen und find die mit der Verorduung vom 17. Februar 
1855, Nr. 33 R. G. Bl. für chemiſche Unterſuchungen im Strafverfahren feſtgeſetzten 
Gebühren des Tarifes J nicht mehr in Anwendung zu bringen, da dieſelben die Be— 
rechnung der Prüfungsmittel nach der Arzneitare (beiläufig 80 pCt. über den 
damaligen factiſchen Preiſen derſelben) zur Vorausſetzung hatten, die gegenwärtig gel— 
tende Arzueitaxe jedoch die chemiſchen Reagentien nicht mehr aufgenommen hat. Die 
Nachweiſung der Preiſe der von dem Chemiker bei der gerichtlichen Unterſuchung ver⸗ 
wendeten Hilfsmittel unterliegt übrigens keiner Schwierigkeit, da jene Gewerbsleute, 
welche die chemiſchen Artikel erzeugen oder damit Handel treiben, gedruckte Preistarife 
heransgeben. 

Die Höhe der Aufrechnung wurde hänfig auch durch die Allgemeinheit und 


Es wäre daher den Gerichten die möglichſt genaue Bezeichnung des Gegen- 
ſtandes und Zweckes der angeordneten chemiſchen Unterſuchung im Sinne des 8 123 
St. P. O. mit dem Bemerken zu empfehlen, daß es nach Lage der Umſtände räthlich 
erſcheinen wird, die den Sachverſtändigen vorzulegenden Fragen im Einvernehmen 
mit dem Gerichtsarzte zu formuliren. 

Das größte Gewicht muß aber immer darauf gelegt werden, daß die gerichtlich⸗ 
chemiſchen Unterſuchungen nur in die Hände von bewährten und geübten Fachmännern 
gelangen, welche im Beſitze der erforderlichen Kenntniſſe und Hilfsmittel ſind, da nur 
von ſolchen Sachverſtändigen abgegebene Befunde und Gutachten den richterlichen 
Erkenntniſſen eine beruhigende Grundlage bieten können, übertriebene Aufrechnungen 
aber gerade bei dieſen am wenigſten zu beſorgen ſind. Das löbliche Präſtdium wolle 


demnach an die unterſtehenden Gerichte die den obigen Ausführungen entſprechende 
Weiſung erlaſſen. 


Tarif für die pauſchalweiſe Entlohnung der zu ſtrafgerichtlichen 
Unterſuchungen beigezogenen Chemiker. 

Den Gerichtschemikern können im Wege der Pauſchalirung die nachſtehend 
verzeichneten Beträge, welche in keinem Falle überſchritten werden dürfen, als Ent» 
lohnung für ihre Mühewaltung und Vergütung der Vorauslagen zugeſtanden 
werden, als: 


A. Unterſuchung von Leichentheilen: 
1. Magen, Darmeanal und deſſen Inhalt 35 fl., 2. andere Organe, Leber 
Milz, Nieren, Herz ꝛc. 40 fl., 3. Ueberreſte exhumirter bereits ſtark verfaulter Leichen 45fl. 
B. Unterſuchung von: 


Erbrochenem 18 fl., Darmentleerungen 18 fl., Harn 10 fl., Blut auf den 
Gehalt giftiger Stoffe 15 fl., Blutflecken 5 fl., Speiſen 18 fl., Getränken 15 fl 
Genußmitteln 15 fl., Toilette⸗Artikeln 15 fl. 


C. Unterſuchung von gift verdächtigen Stoffen. 


Flüſſige: wenn nur ein giftiger Beſtandtheil aufzufinden war, 8 fl., wenn 
zwei oder mehrere Beſtandtheile nachgewieſen wurden, 10 fl. 
Fette: wenn ſie nur aus einer Subſtanz beſtehen, 5 fl., wenn ſie Gemiſche 
mehrerer Stoffe ſind, 10 fl. 


D. Unterſuchung von: 


Graberde auf die Anweſenheit eines beſtimmten Giftes 10 fl., Sargholz detto 
10 fl., Kleidern, Wäſche detto 10 fl., Geräthen detto 10 fl. 


——— 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Chef der politiſchen Expedition im Miniſterium 
des Aeußern Regierungsrath Aſcher den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe, dem 
Archivar des k. k. Haus⸗, Hofe und Staatsarchives, kaiſ. Rathe Joſef Fiedler den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes, be den tarfrei, dann dem Kanzleiſecretär 
bei der k. und k Geſandtſchaft in Siuttgart Johann Bapt. Daum das goldene Ver⸗ 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Leiter des Telegraphenamkes in Braungu. T. a 
phenamtsoffteial Franz Haböck das goldene Verrienſtkrenz verliehen. ea 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannsſtelle bei den polit. Behörden Mährens in der ſiebenten 
Rangeclaſſe, bis 15. October. (Anitsbl. Nr. 211.) 

Poſtofficialeſtelle für I ed.-Deiterr. mit 900 fl. Gehalt und der entſprechen— 
den Activitätszulage und zwei Poſtaſſiſtentenſtellen mit je 600 fl. und Activitäts. 
zulage, bis 28. September. (Amtsbl. Nr. 212) 

Bezirksarztesſtelle in Amſtetten mit der neunten Ranzsclaſſe, bis 20. October. 
(Amtsbl. Nr. 213.) } 

Statthalterei-Coneipiſtenſtelle bei den polit. Behörden für Nied.⸗Oeſterr. mit 
der zehnten Rangsclaſſe, bis 26. September. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Bauadjunctenſtelle für den Staate baudienſt in Krain mit der zehnten Rangs⸗ 
claſſe und zwei Bauprakticantenſtellen mit je einem Adjutum jäyrlicher 500 fl., bis 
Ende October. (Amtsbl. Nr. 213.) ; 

Zwei Militar-⸗Bauaceeſſiſtenſtellen mit 600 fl. Gehalt und dem normalmäßi— 
gen Quartiergeld, bis 15. October. (Amtabl. Nr. 215.) 

Concepts⸗Prakticantenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit 600 fl. 
jährlichem Adjutum, bis 6. October. (Amtsbl. Nr. 215.) 

Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen ⸗Hauptſtation Reichenberg mit 
der neunten Rangsclaſſe, bis 8. October. (Amtsbl. Nr. 215.) 8 

Oberamts Verwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Linz in 
der achten Rangsclaſſe, bis 14. October. (Amtsbl. Nr. 216.) 5 


Dienſtgeſuch. 
Ein 43 Jahre alter, verehelichter, mit den beſten Zeugniſſen verſehener und 
für jedes außertechniſche Bureau verwendbarer Gemeinde ſecretär — Kärntner — 


Unbeftimmtheit des gerichtlichen Auftrages zu motiviren geſucht, welche eine unnöthige ſucht eheſt einen gleichen oder ähnlichen Dienit. 


Ausdehnung der chemiſchen Unterſuchung zur Folge hatte. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Offerte übernimmt unter Chiffie G. S. die Redaction dieſer Zeitſchrift. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


